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Postscriptum zur EVG
Mit Genehmigung des Verlages veröffentlichen wir aus der amerikanischen Zeitschrift «FOREIGN AFF AIRS* 
den folgenden Artikel des Herausgebers der Zeitsdirift, Hamilton Fish Armstrong:

Die militärische Offensive der Kommunisten 
im Fernen Osten hat in diesem Jahr der anti- 
kommunistischen Koalition im Westen schwere 
Schläge versetzt. Gleichzeitig hat die politische 
Offensive der Kommunisten im Westen die anti-
kommunistische Koalition im Fernen Osten sehr 
geschädigt. Das hatte zur Folge, daß die „Große 
Allianz", die nach dem letzten Krieg im Westen 
gegründet und durch konstruktive Verteidi-
gungsmaßnahmen wie den Marshall-Plan und 
die NATO gefestigt wurde, heute nicht mehr 
das ist, was sie einmal war. Diese Allianz ist nicht 
so sehr gebrochen, als vielmehr in ihrer Substanz 
verändert worden: Härte verwandelte sich in 
Weichheit. Wird daher heute an irgendeiner 
Stelle ein Druck ausgeübt, so besteht die Tendenz 
zum Nachgeben an dieser Stelle; werden an einer 
anderen Attraktionen angeboten, neigt man dort 
zum Einlenken.

Es kann auch bei festen Gegenständen oftmals 
die Gefahr eines Bruches bestehen, nämlich dann, 
wenn die Belastung zu groß wird. Wäre die

Große Allianz in ihrer ursprünglichen Form der 
Belastung eines direkten sowjetischen Angriffes 
ausgesetzt worden, so ist es fraglich, ob sie ge-
halten hätte oder nicht. Wahrscheinlich wäre sie 
von Bestand gewesen. Gerade diese Wahrschein-
lichkeit hat den Feind davon abgehalten, es auf 

einen Versuch ankommen zu lassen. Wenn wir 
aber bedenken, daß alles „Weiche“ nicht einmal 
die Kraft hat, abschreckend zu wirken, so ist die 
Frage berechtigt, ob nun die zwar „weiche“, 
aber in vielen ihrer Teile trotzdem noch zusam-
menhaltende Allianz, so wie sie sich jetzt 
entwickelt, noch dehnbar genug ist, um 
weiterbestehen und sogar eines Tages der Kri-
stallisationspunkt für neue und wirksame Ver-
einbarungen zwischen einigen der nicht-kommu-
nistischen Mächte werden zu können.

Politisch gesehen stand die freie Welt auf dem 
Höhepunkt ihrer Stärke zu Beginn des Korea- 
Krieges im Jahre 1950. Der Sicherheitsrat der 
UN beschloß, daß der Tatbestand eines „bewaff-
neten Angriffs“ auf Südkorea gegeben sei. Er 
folgte dieser Feststellung mit einer Empfehlung, 
daß die Mitgliedstaaten Hilfe leisten sollten, um 
diesen Angriff abzuwehren. Diese größte Nach-
kriegskrise seit der Entscheidung die Berliner 
Blockade zu brechen, sah damals die drei großen 
Nationen des Westens vereint.

Vom militärischen Gesichtspunkt aus war die 
freie Welt wahrscheinlich auf dem Höhepunkt 
ihrer Stärke in den unmittelbar darauf folgenden 
Monaten, obwohl das Kräftepotential der ein-
zelnen Staaten noch nicht voll entwickelt war. 
Die Erklärung für diese militärische Tatsache 
war darin zu suchen, daß der Kampfeswille der 
freien Welt damals am stärksten war. Die Staa-

Die Abwärtsbewegung der Spirale
Die Abwärtsbewegung der Spirale begann mit 

den Meinungsverschiedenheiten innerhalb der 
freien Welt. Diese waren hervorgerufen worden 
durch den Eintritt des kommunistischen China 
in den Korea Krieg, durch den langen Rückzug 
der UN Truppen und durch die Besorgnis, die 
das amerikanische Gerede von Blockade und 
Bombardierung Chinas hervorgerufen hatte: 
Schien doch durch dieses Gerede ein großer Krieg 
auf dem asiatischen Kontinent und damit die 
Wahrscheinlichkeit in Aussicht gestellt, daß sich 
ein solcher Krieg zu einem allgemeinen Welt-
brand ausweiten würde.

ten, die dafür stimmten, daß man sich Nord-
korea und seinen Hintermännern mit bewaffne-
ter Macht entgegenstellen sollte, taten dies nur 
zögernd. Aber sie glaubten nicht nur, daß sia 
im Recht waren, sondern auch, daß sie weniger 
riskierten, wenn sie die Aggression auf der Stelle 
aufhielten, als wenn sie lediglich auf Zeitge-
winn ausgingen, bis diese Aggression noch grö-
ßere Formen angenommen haben würde.

Von diesem Höhepunkt ist es stetig abwärts 
gegangen. Dieses Abwärtsgleiten hat in dem 
letzten Jahr geradezu überstürzende Formen an-
genommen. Relativ betrachtet sind in den strate-
gischen Positionen der Alliierten im Verhältnis 
zu denen des Sowjetblockes drastische Verände-
rungen eingetreten. Dasselbe gilt für die psycho-
logische Haltung der westlichen Völker und für 
die Politik ihrer Führer; und schließlich gilt es 
für die öffentlich eingenommene Haltung der 
sogenannten „nicht-festgelegten Nationen", 
d. h. derjenigen, die mehr von ihrer Veranlagung 
als von ihrer geographischen Lage oder der ihnen 
innewohnenden Stärke her die Hoffnung hegen, 
in einem künftigen Krieg neutral bleiben und in 
der Zwischenzeit davon Abstand nehmen zu 
können, in der Position, die die kommunistische 
und die nicht-kommunistische Seite eingenommen 
haben, rechtliche oder moralische Unterschiede 
zu entdecken. (Sei dies nun in bestimmten Strei-
tigkeiten oder ganz allgemein).

Die Geschwindigkeit der Spiralenbewegung 
wurde nach Stalins Tod noch vergrößert. Das 
Hinscheiden des russischen Despoten wurde dem 
Kreml zur bequemen Entschuldigung dafür, daß 
er so tat, als ob er seine Ziele, und nicht nur 
seine Taktik zur Erreichung dieser Ziele geändert 
hätte. In jedem Lande bedienten sich alle mög-
lichen Gruppen eifrig dieser Tatsache. Die einen 
waren der Ansicht, daß die Sowjets tatsächlich 
ihre Ziele modifiziert hätten; die anderen hoff-
ten es nur, oder gaben sich dem Wunsche solcher 
Hoffnungen hin; wieder andere schließlich glaub-



ten ganz einfach, daß es ihrer Popularität dienen 
würde, wenn sie nur vorgaben, es zu hoffen.

Die ganze Entwicklung wurde durch eine alar-
mierend fähige und erfolgreiche sowjetische Di-
plomatie und Propaganda beschleunigt. Diese 
Tatsache war ja schon in sich selbst ein Beweis 
dafür, daß die neue „Gruppenherrschaft" im 
Kreml keineswegs weniger gefährlich war, als es 
der alte Autokrat gewesen — ganz im Gegenteil. 
Sogar in den Vereinigten Staaten waren die hier-
aus entstehenden Folgen beträchtlich. Alle maß-
geblichen Persönlichkeiten erklärten warnend,

Als die französische 
den EVG-Vertrag sterben ließ und ihm sogar die 
Würde eines anständigen Begräbnisses verwei-
gerte, erklärte der Ministerpräsident Pierre 
Mendes-France, daß sich vielleicht 18 Monate 
früher eine Mehrheit für die EVG gefunden 
hätte. Was war eigentlich in der Zwischenzeit 
passiert? Wenn wir rückwärts zählen, kommen 
wir zum Früjahr 1953. Im nächsten Monat starb 
Stalin und es begann die „weiche Strategie" des 
Kreml. Es kann kein zufälliges Zusammentreffen 
gewesen sein, daß der französische Ministerprä-
sident, der das Abdanken der Franzosen in Indo-
china vertraglich festgelegt hatte, derselbe war, 
der die darauf erfolgende französische Ableh-
nung der Europa-Armee mit der neuen sowjeti-
schen Strategie in eine Gedankenverbindung 
brachte. Schließlich hingen ja beide Aktionen 
ganz eindeutig zusammen.

In Genf erlangte M. Mendes-France viel vor-
teilhaftere Bedingungen, als diese durch die tat-
sächliche Lage der französischen Streitkräfte in

Das polnische ßündnisangebot
Wenn Herr Mendes-France auch nur für einen 

Augenblick angenommen hatte, daß es die Über-
legenheit seiner Argumente gewesen war, die 
Herrn Molotow dazu bewogen hatte, ihn in 
Genf inmitten einer nationalen Katastrophe zu 
einem persönlichen Triumph zu verhelfen, so 
folgte die Ernüchterung auf der Stelle. Die wahre 
Bedeutung und Stoßrichtung der sowjetischen 
Anstrengungen wurde offenbar, als Polen 24 
Stunden vor dem angesetzten Beginn der Kam-
merdebatte über die EVG Frankreich einen zwei-
seitigen Bündnis- und Beistandspakt anbot, 
gleichzeitig aber davor warnte, daß die Bildung 
einer europäischen Armee zu einem dritten 
Weltkrieg führen würde.

Vielleicht würde das Bündnisangebot eines 
russisch-kontrollierten Polen zu jedem anderen 
Zeitpunkt ein so durchsichtiges Propaganda- 
Manöver gewesen sein, daß es wie ein Boome-
rang mit verletzender Wirkung auf den Vater 
des Gedankens zurückgefallen und dabei von 
einem beißenden Schauer gallischen Witzes be-
gleitet gewesen wäre. Die Franzosen hätten in 
ihre Erinnerung die Umstände zurückgerufen, un-
ter denen ihr letzter Vertrag mit Polen nach dem 
ersten Weltkrieg unterzeichnet worden war. Sie 
hätten sich dann weiter an die Geschichte dieses 
Vertrages erinnert; daran nämlich, daß dieser 

daß die kommunistische Bedrohung absolut die 
gleiche geblieben sei. Beinahe jedermann war 
aber höchst unwillig, dieser Tatsache Rechnung 
zu tragen durch weitere hohe Steuern, durch das 
Bereitstellen von Haushaltsmitteln für militäri-
sche Pläne, für militärische und technische Aus-
landshilfe, oder aber für unseren eigenen diplo-
matischen Dienst und die Informations-
programme. Bei einigen unserer Verbündeten 
und bei einigen der sogenannten „nicht-festge- 
legten" Nationen war die als Folge dieser Ent-
wicklung eintretende Verwirrung noch größer.

Indochina gerechtfertigt waren. Er muß gewußt 
haben, daß das Nachlassen des kommunistischen 
Druckes in Asien den letzten Vorstoß der sow-
jetischen politischen Offensive in Europa mit 
dem Ziel einer Vernichtung der westlichen Ver-
teidigungsgemeinschaft vorbereiten sollte. Wir 
brauchen gar nicht einmal anzunehmen, daß die 
Umgebung des Herrn Molotow mit der des Mon-
sieur Mendes-France in Genf über die Früchte 
eines sowjetisch-französischen „Arrangements“ 
tuschelte. Es gibt dennoch Anzeichen dafür, daß 
beide Seiten die Logik der Lage stillschweigend 
anerkannten. Eins dieser Anzeichen war, daß M. 
Mendes-France erklärte, es stünde in seiner 
Macht, die vertraglichen Vereinbarungen zur 
Wiederherstellung der deutschen Souveränität zu 
ratifizieren, daß er dann aber anschließend ver-
sprach, diese seine Macht nicht auszunutzen. 
Ein weiteres Anzeichen war die von ihm prokla-
mierte, neutrale Haltung gegenüber der EVG in 
der Kammer-Debatte. Durch diese zwei Entschei-
dungen stellte der französische Ministerpräsident 
sicher, daß er tatsächlich nichts tun konnte.

Vertrag unterzeichnet wurde, nachdem Frank-
reich durch die Vereinigten Staaten und England 
im Stich gelassen und somit der erste Schritt zum 
2. Weltkrieg getan worden war. Wir hatten uns 
geweigert, den Versailler Vertrag zu ratifizieren, 
genau so wie wir uns geweigert hatten, den Völ-
kerbundpakt oder — was in der Erinnerung der 
Franzosen am wichtigsten war — den Drei- 
mächte- Vertrag zu ratifizieren, dem sowohl Wil-
son wie Lloyd George ursprünglich zugestimmt 
hatten und durch dessen Garantien Frankreich 
gegenüber einem neuen deutschen Angriff 
gesichert worden war. Die Briten hatten sich ganz 
unabhängig von den Vereinigten Staaten gewei-
gert, die eingegangene Verpflichtung zu hono-
rieren. So wurde Frankreich in beängstigender 
Weise exponiert und im Stich gelassen. Es tat 
daher das einzige, was ihm zu tun übrig blieb: 
es fing an, ein Netz von zweiseitigen Beistands-
pakten mit den „neuen“ Ländern in Osteuropa 
auszubauen.

Nach dem Scheitern des Genfer Protokolls 
vom Jahre 1925 wurde die französische Lageso-
gar noch gefährlicher; denn dieses Protokoll 
stellte eindeutig die Umkehr der britischen Poli-
tik dem Kontinent gegenüber heraus. Diese Um-
kehr war unmittelbar auf die Übernahme der 
englischen Regierung durch Baldwin eingeleitet 

worden. Mit der Aufgabe des Versuches, die 
Verpflichtungen der kollektiven Sicherheit zu 
präzisieren, endete alle Hoffnung darauf, daß 
der Völkerbund auf wirklich wirksame Weise 
Aggressionen verhindern oder niederschlagen 
würde. Der Vertrag von Locarno war der Ersatz 
für das Genfer Protokoll. Durch die Garantien 
dieses Vertrages sicherte England mit bemer-
kenswerter Unparteilichkeit sowohl Frankreich 
gegenüber einem deutschen Angriff wie Deutsch-
land gegenüber einem französischen. Osteuropa 
wurde ungeschützt gelassen. Dort fing dann 
auch schließlich der Krieg an.

In der Zwischenzeit wurde Frankreich in zu-
nehmendem Maße durch die englische Annähe-
rung an-Deutschland isoliert, eine Annäherung, 
die sogar hoch nach Hitlers Machtübernahme 
anhielt und noch ganz besonders durch den 
englisch-deutschen Marinevertrag vom Jahre 
1935 unterstrichen wurde. Frankreich war wie 
gelähmt, als die Nazis das Rheinland im darauf-
folgenden Jahr besetzten. In München traten 
Frankreich und England zusammen den Rückzug 
an. Sie taten dasselbe, als Hitler in offenkundiger 
Verletzung des Münchener Abkommens zur Be-
setzung von Prag schritt. Dann endlich begrif-
fen die Engländer, daß die Verhinderung der 
Aggression in Osteuropa tatsächlich in ihrem 
ureigensten Interesse lag: Chamberlain gab sein 
Versprechen an Polen ab. Dieses Versprechen 
wirkte jedoch auf Hitlers Gemüt niemals glaub-
würdig; er hatte nicht die geringste Ahnung von 
dem englischen Charakter und von der Bedeu-
tung eines Versprechens, wenn es sein mußte, zu 
den Waffen zu greifen. Sowohl England wie 
Frankreich lösten ihre Obligationen ein, als 
Hitler in Polen einfiel. Zwei Jahre und 3 Monate 
später .bewirkte der japanische Kriegseintritt, 
daß die Vereinigten Staaten diesen beiden Län-
dern zu Hilfe kamen.

Das Vertragsangebot des kommunistischen 
Polen am Vorabend der EVG-Debatte, die nie 
abgehalten wurde, scheint den französischen 
Gegnern einer Europa-Armee niemals den Un-
terschied in der Lage ihres Landes heute und im 
Jahre 1920 zum Bewußtsein gebracht zu haben. 
Diesmal sind amerikanische Truppen noch neun 
Jahre nach Ende der Feindseligkeiten in Europa. 
Präsident Eisenhower sicherte am 16. 4. 1954 
zu, daß diese Truppen in einer Stärke dort ver-
bleiben, die es den Vereinigten Staaten erlauben 
würde, ihren „angemessenen Beitrag" zur Ver-
teidigung des atlantischen Raumes zu leisten, 
solange dieser Raum noch weiter bedroht ist. 
Außenminister Anthony Eden gab eine ähnliche 
Erklärung ab, derzufolge England eine genügen-
de Anzahl von Streitkräften auf dem Kontinent 
belassen würde, um auch seinerseits diesen „an-
gemessenen Beitrag" zu denselben Verteidi-
gungsanstrengungen zu leisten. Ein Vertrag zwi-
schen England und den EVG-Staaten legte im 
einzelnen den Modus fest, durch den „die Inte-
gration der englischen mit den EVG-Truppen 
im Rahmen der NATO sichergestellt“ wurde. 
All dies ergänzte die Dreimächte-Erklärung des 
Vorjahres, wonach sich England und die Ver-
einigten Staaten verpflichteten, eine Bedrohung 
der EVG als eine Bedrohung ihrer selbst anzu-
sehen.



Die Haltung Englands
Auf diese Weise erlangte Frankreich von den 

Vereinigten Staaten der Substanz nach, was es 
25 Jahre früher vergeblich angestrebt hatte. Was 
England betraf, so pochte dieses Land getreu 
seiner Tradition weiter darauf, daß es mehr sei 
als nur eine kontinentale Macht. England ist ja 
ein „Teil“ Europas aber nicht „in“ Europa. Im-
merhin bot es das an, was die Londoner Times 
im Anschluß an die Rede Mr. Edens eine „Part-
nerschaft“ nannte, die „so vollkommen und so 
bindend wie nur möglich“ war. Für die Mehrheit 
der Mitglieder der französischen Kammer waren 
jedoch diese englischen Verpflichtungen nicht 
so ausreichend, als daß sie das Risiko wettge-
macht hätten, das dieser Mehrheit durch beson-
ders enge Bindungen an einen militärisch und 
wirtschaftlich so mächtigen Konkurrenten'wie 
Deutschland gegeben schien. Sie sahen nicht ein, 
warum Frankreich — selbst mit einer amerika-
nischen und englischen Garantie — in Beziehun-
gen zu Westdeutschland eintreten sollte, denen 
sich England absichtlich versagte und durch die 
im Kem das Problem nicht gelöst wurde, was

Nationalismus
Es wäre überaus enttäuschend und bitter, 

wenn der Zusammenbruch der EVG das endgül-
tige Ergebnis von beinahe einem Jahrzehnt deut-
scher und französischer Bemühungen sein sollte, 
sich ihrer engen Nachbarschaft anzupassen, 
oder wenn dieser Zusammenbruch das endgültige 
Ergebnis aller freundlichen Hilfe bedeuten wür-
de, die andere Staaten leisteten, um es Deutsch-
land und Frankreich leichter zu machen, sich 
in einer westeuropäischen Gemeinschaft als gute 
Nachbarn zu vertragen. Wenn man dafür sorgen 
will, daß weder die eine noch die andere Seite 
unwiderrufliche Schritte unternimmt, muß man 
sich in dieser Krise in erster Linie auf die großen 
Teile der öffentlichen Meinung in beiden Län-
dern verlassen, die sich nach einer neuen Ära 
des Verstehens sehnten. Wir Amerikaner können 
in dieser Situation keine Hilfestellung leisten, 
wenn wir den Zusammenbruch der EVG alleine 
dem französischen Nationalismus zuschreiben, 
oder wenn wir die Deutschen dafür tadeln, daß 
sie in ihrer Enttäuschung neue nationalistische 
Tendenzen entwickeln, oder aber wenn wir jeden 
Nationalismus als „engstirnig“ und „schlecht“

Ziel der amerikanischen Regierung
Während die Debatte um die EVG in Europa 

eine Phase nach der anderen durchmachte, war 
es das einzige Ziel der amerikanischen Regie-
rung, den Kräften, die auf eine westeuropäische 
Freundschaft und Verständigung hinarbeiteten, 
so viel wie möglich an Hilfestellung zu leisten. 
Die eben genannte Verpflichtung Eisenhowers 
war nur eine in einer langen Reihe von freund-
schaftlichen Erklärungen und ermutigenden Ak-
tionen. Unsere Tendenz ging jedoch zu stark 
dahin, uns auf die Logik einer Lage zu verstei-
fen, die nur zu einem Viertel Logik, zu Dreivier-
tel aber Gefühl war. Wir waren wirklich so weit 
gegangen, um die EVG mit zu ermöglichen, daß 

im Falle einer deutschen Wiedervereinigung ge-
schehen würde. Immer noch unter dem emotio-
nalen Schock, den zwei deutsche Invasionen in 
einer Generation ausgelöst hatten, konnten sie 
nicht der Tatsache ins Auge schauen, daß sie nur 
zwischen zwei Dingen zu wählen hatten, die sie 
beide nicht mochten: nämlich zwischen einer 
kontrollierten und einer unkontrollierten Wie-
deraufrüstung Westdeutschlands. Sie waren auch 
nicht in der Lage, ihre Augen weit genug in die 
Ferne schweifen zu lassen, um so über die deut-
sche Gefahr hinaus die sowjetische sehen und die 
Unterschiede zwischen beiden einschätzen zu 
können. Ganz abgesehen von Unterschieden in 
sich selbst, stellen sich diese Gefahren für Frank-
reich zwangsläufig in der Hinsicht verschieden 
dar, daß England und die Vereinigten Staaten 
sie anders beurteilen als Frankreich, und daß die 
beiden angelsächsischen Länder ihre Haltung 
Frankreich gegenüber zu einem großen Teil von 
der Haltung abhängig machen, die Frankreich 
selber in bezug auf diese beiden Gefahren ein-
nimmt.

in sich selbst brandmarken. Nationalismus nach 
der genauen Definition des Wortes ist die Basis 
für jedes internationale Abkommen. Die meisten 
Adjektiva werden ja subjektiv bewertet. Wir 
nannten den französischen Nationalismus, der 
das Freie Frankreich vor Petain rettete, nicht 
„schlecht": wir sind nicht traurig darüber, daß 
derselbe Nationalismus Frankreich und Italien 
vor einer Beherrschung durch den internationa-
len Kommunismus bewahrt oder Jugoslawien 
aus dem sowjetischen Bannkreis herausgeführt 
hat; wir rechnen damit, daß dieser Nationalismus 
seinen Kampf gegen die sowjetische Marionet- 
ten-Regierung in Ostdeutschland fortsetzen 
wird; wir hoffen, daß er heute im Zeichen des 
beendeten Kolonialzeitalters in Südasien genau 
so mächtig ist, wie dies der Fall war, als der Un- 
abhängigkeitskampf noch mehr gegen die West-
mächte, und nicht so sehr gegen die Unterjo-
chung unter eine kommunistische Diktatur ge-
führt wurde. Wir werden schließlich jubeln, 
wenn eines Tages dieser Nationalismus Ost-
europa erlöst.

wir einfach nicht glauben konnten, diese EVG 
würde vielleicht auch dann noch nicht im Be-
reich des Möglichen liegen. Wir hatten uns solch 
beredter Argumente für die EVG bedient, daß 
wir uns selber in den Glauben hinein geredet 
hatten, keine Ersatzlösung würde ausreichen. 
Wir verstanden nicht voll und ganz die Bedeu-
tung. die für M. Mendes-France in der Stärkung 
der rückständigen französischen Wirtschaft lag, 
bevor diese Wirtschaft enger mit der kräftigen 
und sich ausdehnenden deutschen Wirtschaft 
verbunden sein würde. Wir verstanden auch 
nicht seine Entschlossenheit, das auf eine wirt-
schaftliche Integration ausgerichtete Tempo 

nicht durch eine militärische und politische In-
tegration zu forcieren. Vorwärtsgetrieben durch 
einige ihrer indiskretesten Anhänger im Senat, 
drang unsere Regierung auf das, was einmal ein 
französischer Plan zur Verwendung des deut-
schen Kräftepotentials im Rahmen der westlichen 
Verteidigung gewesen war. Plötzlich schien die 
EVG nicht so sehr das Kind der Herren Schuman 
und Pleven, wie eine amerikanische Erfindung, 
die das sine qua non einer weiteren Unterstüt-
zung Frankreichs durch die Vereinigten Staaten 
darstellte; die EVG schien dann nicht dem Wohl 
der beiden Länder Deutschland und Frankreich 
oder dem Wohl Europas als ganzem zu dienen, 
als vielmehr amerikanischen Interessen.

Uns hat es augenblicklich in erster Linie dar-
um zu gehen, daß wir von den Erfahrungen, die 
wir gemacht haben, lernen, nicht aber darum, 
daß wir über die unterschiedlichen Auffassungen 
weiter argumentieren. Wir fangen wieder von 
vorne an. Anstatt daß wir den Versuch unter-
nehmen, die EVG bis zu einem Punkt zu ver-
wässern, wo sie für ihre französischen Gegner 
akzeptabel werden könnte, sollten wir lieber 
von unten aufbauen und auf diese Weise errei- 
chen, daß soviel von dem Programm für 
eine westeuropäische Verteidigungsgemeinschaft 
durchgesetzt wird, wie dies nur irgendwie im 
Bereich des praktisch Durchführbaren liegen 
mag.

Alternativen
Die der EVG gegenüber bezogenen Stellungen 

hatten sich bis zu einem Grade versteift, daß sie 
einfach nicht mehr beiseite geschoben werden 
konnten. Jetzt wird die nackte Wahl, vor die 
Frankreich gestellt ist, vielleicht deutlicher wer-
den. Einige Leute, die in den letzten August-
tagen sicher waren, daß sie richtig daran getan 
hatten, die EVG abzulehnen, mögen jetzt viel-
leicht zögern,logische Alternativen anzunehmen.

Einer der Wege, die Frankreich offen stehen, 
würde in dem verzweifelten Versuch bestehen, 
jede nur denkbare deutsche Wiederbewaffnung 
zu verhindern. Dieser Weg käme aber einer Op-
position gegen die westdeutsche Souveränität 
gleich, die sich unzweifelhaft ohne Rücksicht 
auf eine französische Opposition oder Zustim-
mung realisieren wird. M. Mendes-France hat 
diese Souveränität selber gebilligt und sie wird 
so oder so zu einem frühen Zeitpunkt verwirk-
licht werden. Bundeskanzler Adenauer war be-
strebt, eine unabhängige deutsche Armee zu ver-
meiden. Diese wird es aber geben, es sei denn, 
die deutsche Armee wird mit den anderen west-
europäischen Armeen in demselben Augenblick 
koordiniert, in dem Westdeutschland seine Sou-
veränität erlangt.

Eine andere Alternative würde darin bestehen, 
mit Sowjetrußland „hinter Deutschlands Rücken“ 
— so nannte es ein früherer sozialistischer Mini-
sterpräsident Frankreichs dem Autoren dieser 
Zeilen gegenüber — einen Vertrag abzuschließen. 
Es sind viele Stimmen in Frankreich laut gewor-
den, die darauf drängen, daß immer wieder neue 
Versuche unternommen werden, um zu einem 
„Einvernehmen" mit den Sowjets über Deutsch- 



land zu kommen. Einige Leute bringen diese Vor-
schläge in Beziehung zu einem Projekt für eine 
allgemeine Abrüstung einschließlich der Ab-
schaffung aller atomaren Waffen. Setzen diese 
Leute wirklich ihre Hoffnung auf eine sowjeti-
sche Zustimmung zu irgendeinem Plan, der 
Deutschland auf demokratischem Wege ver-
einen soll, ohne daß dabei im Endeffekt das

Bundeskanzler Dr. Adenauer
Selbst diejenigen, die Deutschland am meisten 

mißtrauen, müssen anerkennen, daß die Bonner 
Regierung im vergangenen Jahr selbst angesichts 
der Enttäuschungen auf außenpolitischem Ge-
biet und der steigenden Unruhe im eigenen Lande 
Disziplin und Zurückhaltung an den Tag gelegt 
hat. Einige innerdeutsche Kritiker des Bundes-
kanzlers Adenauer, die längst von der Bühne 
abgetreten waren, zeigten sich plötzlich wieder 
am politischen Horizont, um zu demonstrieren, 
wie wenig sie vergessen und wie wenig sie seit 
Hitlers Machtübernahme gelernt hatten. Aden-
auer mußte auch den unvermeidlichen Versuchen 
deutscher Reaktionäre begegnen, die Schwierig-
keiten auszunutzen, die sich einer Versöhnung 
mit Deutschlands traditionellem Feind in den 
Weg stellten. Darüber hinaus mußte Adenauer 
den Ehrgeiz deutscher Geschäftsleute dämpfen, 
die nach neuen Handelsmöglichkeiten im Osten 
Ausschau hielten. Gegen Adenauer standen 
auch die Neutralisten aller Schattierungen. Neu-
tralismus appelliert ja nicht einfach an diejeni-
gen, die in Deutschland das Wort „Humanität" 
auf ihren Fahnen geschrieben haben und daher 
die Russen fürchten und nur auf Wege sinnen, 
Deutschland aus einem neuen Krieg herauszu-
halten; Neutralismus zieht ja auch Nationalisten 
an, die hochtrabende Ideen von der Fähigkeit 
Deutschlands haben, als Vermittler zwischen 
Sowjetrußland und dem Westen aufzutreten. 
Diese Auffassung ist nur einen kleinen Schritt 
von dem Gedanken entfernt, Deutschland könne 
erst den einen und dann den anderen erpressen. 
Die Flüchtlinge und die Vertriebenen aus der 
Ostzone haben Bundeskanzler Adenauer deswe-
gen kritisiert, weil er die Forderungen nach Wie-
dervereinigung (die für sie eine Rückkehr nach 
Hause bedeutet) zu Gunsten einer Integration 
Westdeutschland mit Westeuropa hinausgescho- 

ben habe. Diese Leute stellen nur einen Teil der 
allgemeinen Sehnsucht nach Einheit und Unab-
hängigkeit dar. Diese Sehnsucht hat sich erst in 
letzter Zeit den Weg zu einer Unzufriedenheit 
darüber gebahnt, daß die Mächte, die West-
deutschland die Unabhängigkeit versprochen 
haben, diese ihr so lange vorenthalten.

Keine dieser Tendenzen kam unerwartet. Auch 
war es leider nicht unerwartet, daß diese Ten-
denzen eine eno.me Stärkung durch die franzö-
sische Ablehnung einer Zusammenarbeit in der 
EVG erfahren würden. Das Ziel, deutsche Be-
dürfnisse und Hoffnungen mit einem größeren 
Ideal als mit Deutschland selber zu identifizie-
ren, dieses Ziel ist ernstlich versperrt worden. 
Das gilt für die breite Masse des Volkes, die 
Bundeskanzler Adenauer gefolgt war, aber auch 
für ihn selber, wie sein verbitterter Kommentar 

ganze Land dem Kommunismus überantwortet 
würde? Oder hoffen sie, daß die Sowjetunion 
irgendeinem Plan der Abrüstung zustimmen 
würde, der vorsieht, daß jeder Block feststellen 
kann, ob der andere tatsächlich das tut, was er 
versprach? Würde aber irgend etwas, das diese 
Voraussetzungen nicht erfüllte, von der Mehr-
heit der Franzosen akzeptiert werden?

zeigte. Der Nationalismus ist in Deutschland ge-
nau so wie in Frankreich eine treibende Kraft. 
Dennoch müssen wir, wie dies Meyer Handler 
in einem seiner Berichte aus Bonn uns geraten 
hat, unterscheiden zwischen Nationalismus und 
Nationalisten. Es gibt zweifellos deutsche Natio-
nalisten. Die Aufgabe besteht daher darin, diese

Auf unbestimmte Zeit „Gewehr bei Fuß”
Die Situation, der wir uns gegenüber gestellt 

sehen, besteht in der typischen Clausewitz-Lenin 
Konzeption eines Krieges, in dem politische und 
militärische Waffen vereint sind und austausch-
bar dazu verwendet werden, uns voneinander 
zu trennen und dann zu vernichten. Unser Ziel 
ist es, unsere Feinde an einem Erfolg dieser Poli-
tik zu hindern. Dies ist ein viel schwierigeres Pro-
blem als dasjenige, vor dem die Feinde stehen: 
denn unser Programm hängt von der Willens-
kraft und der Zurückhaltung, und nicht von 
Tricks und kleinen militärischen Aggressionen 
als Teile einer fortgesetzten politischen Offen-
sive ab. Wenn uns der Erfolg beschieden sein soll, 
so müssen wir willens sein, auf unbestimmte 
Zeit hinaus „Gewehr bei Fuß" zu stehen, ohne 
daß wir zu einem Krieg entschlossen sind. LInsere 
eigenen Kräfte sind nicht so überwältigend, daß 
wir es uns leisten könnten, zögernde Bundesge-
nossen abzuschreiben, es sei denn, wir hätten es 
vorher bis zum Äußersten und ununterbrochen, 
aber dann vergeblich versucht, solchen Bundes-
genossen das Gemeinsame unserer Interessen vor 
Augen zu führen und sie davon zu überzeugen, 
daß sie sich in die Abwehrfront einreihen sollten, 
damit diese so wirksam wie nur möglich vertei-
digt werden kann.

Europa hat das Gefühl, im Falle eines Atom-
angriffes mehr in der „Frontlinie“ zu sein als wir 
in der „Etappe“. Diese Einschätzung der Lage 
läßt jedoch außer acht, daß es für die Sowjets 
unlogisch sein könnte, den ersten Angriff gegen

Notwendigkeit kollektiver Verteidigungsplanungen
Solche Spekulationen führen uns nicht nur 

immer wieder zu der absoluten Notwendigkeit, 
kollektiver Verteidigungsplanungen- und -An-
strengungen zurück: (weit auseinander gezogene 
Streitkräfte, austauschbare Serien von Stütz-
punkten, Ausbau der Warnungssysteme, moto-
risierte Kommandotruppen für besondere Auf-
gaben, bereitstehende Kräfte, die einen potenti-
ellen Angreifer in Westeuropa abschrecken wür-
den etc.). Solche Spekulationen unterstreichen 
darüber hinaus auch die Notwendigkeit, ein 
funktionierendes kollektives Sicherheitssystem 
aufrecht zu erhalten. Die Vereinigten Staaten 

Leute vom Hebelarm fern zu halten. Das werden 
wir aber nicht tun können, wenn wir es versäu-
men, die nationalen Interessen Deutschlands in 
Rechnung zu stellen. Es gelingt nur, wenn wir den 
Versuch unternehmen, diese Interessen im Rah-
men einer Zusammenarbeit zu befriedigen, der 
so weit wie nur irgendmöglich gespannt sein 
muß. Was wir anstreben ist die bestmögliche 
Sicherung dagegen, daß deutsche Nationalisten 
die Welt noch einmal bedrohen. Insbesondere 
wünschen wir sicher zu gehen, daß diese Natio-
nalisten die Welt nicht dann bedrohen werden, 
wenn sie einmal mit den Sowjets eine „marriage 
de convenience" (Vernunftsehe) eingegangen 
sein sollten. Daß man gerade diesen Faktor in 
der ganzen EVG-Debatte in Frankreich uner-
wähnt ließ, war für die Menschen außerhalb 
Frankreichs am schwierigsten zu verstehen.

die Frontlinie zu führen. In einem Krieg, in dem 
die eröffnende Phase vielleicht die entscheiden-
de sein wird, würde es eigentlich das erste Ziel 
der Sowjets sein müssen, die lebenswichtigen 
Kräfte ihres Feindes auszuschalten. Wo aber sind 
diese Kräfte zu finden? In den Vereinigten Staa-
ten, da diese ja die Macht besitzen, einen Schlag 
gegen Europa mit einem Schlag gegen das russi-
sche Herz zu beantworten und darüber hinaus 
noch die Macht, in einem langen Krieg die so-
wjetischen Armeen wirtschaftlich und strategisch 
zu überrunden. Angesichts dieser Tatsache ist 
es ganz natürlich, wenn der folgende, bisher in 
Europa offensichtlich nicht genügend in Rech-
nung gestellte Gedanke Amerika in ganz beson-
derem Maße beherrscht: der erste Angriff kann 
ohne Warnung erfolgen; er kann ein Angriff 
auf die Vereinigten Staaten sein, kann aber auch 
mit einer sowjetischen Bedrohung Europas und 
mit einem Angebot verbunden sein, Europa die 
über die Vereinigten Staaten hereinbrechenden 
Schrecken zu ersparen, wenn sich dieser Konti-

nent sofort für neutral erklärt oder wenigstens 
eine Politik des „Abwarten und dann weiter-
sehen“ einschlägt. Würde jede europäische Re-
gierung, wenn sie vor solche Alternativen ge-
stellt wäre, das Risiko einer sofortigen Verwü-
stung ihres Landes dem Risiko einer kommuni-
stischen Herrschaft vorziehen? Die Europäer 
sind also nicht die einzigen, die sich heute über 
die Festigkeit ihrer Bündnisse in Zeiten töt- 
licher Gefahren ihre Gedanken machen.

müssen eindeutig für eine kollektive Sicherheit 
eintreten und sehr genau darauf achten, daß die 
Apparaturen, die eine Politik der kollektiven 
Sicherheit abstützen, an keiner Stelle eine 
Schwächung erfahren. Insbesondere muß im Rah-
men der Vereinten Nationen die Chance für kol-
lektive Aktionen am Leben erhalten werden. 
Solche Chance ist etwa durch die Resolution 
„Vereint für den Frieden . ..“ gegeben. Auf Ge-
deih und Verderb sind die Vereinten Nationen 
zu wichtig, als daß sie in einer Krise neutral 
sein könnten. Wenn diejenigen Mitgliedstaaten, 
die den Zielen der Vereinten Nationen treu ge-



blieben sind, nicht von Anfang an die Erwartun-
gen hegen und daraufhin planen, daß sich die 
UN im Eventualfälle gegen Aggressionen zusam-
menschließt, dann werden die Zauderer die frie-
denstiftenden Funktionen dieser Organisation 
benutzen, um ihre Politik des „Abwartens“ zu 
entschuldigen und um dann vielleicht zu guter- 
letzt in die Rolle eines Vermittlers zwischen dem 
Angreifer und der Leiche seines Opfers zu ver-
fallen. Von verschiedenen Seiten wurde das ja 
ernstlich vorgeschlagen, als der Koreakrieg für 
uns seinen Tiefpunkt erreicht hatte.

In Genf schien M. Mendes-France auf kommu-
nistischen Druck in Asien hin so zu reagie-
ren, daß er das Ableben der EVG akzeptierte. 
Das war ein großer Sieg für die Sowjetunion — 
wie es die Prawda zum Ausdrude brachte — und 
die größte Niederlage des Westens in einer lan-
gen Reihe von Niederlagen, um M. Spaak zu zi-
tieren. Immerhin, dieser Sieg und diese Nieder-
lage waren nicht das letzte Wort. Es brauchte 
noch einen weiteren kommunistischen Vorstoß. 
Peking und Moskau schickten sich an, diesen 
Vorstoß zu machen. Außenminister Chu En Lai 
gab die Entschlossenheit zu einer Eroberung der 
Insel Formosa bekannt: die Quemoy Inseln wur-
den bombardiert und Sowjetdüsenjäger schossen 
im japanischen Meer ein amerikanisches Marine-
flugzeug ab. Dieses bedrohliche Reden und Han-
deln mag nebenbei von der Hoffnung bestimmt 
gewesen sein, daß dadurch einige der Konferenz-
teilnehmer in Manila vorsichtiger würden, wenn 
es darauf ankam, ihre Länder auf ein wirksames 
Verteidigungssystem in Südostasien festzulegen. 
Der Zeitpunkt war jedoch viel mehr mit einem 
Blick auf Europa gewählt worden. Dort steuerte 
die sowjetische Strategie auf ihre größte Ent-
scheidung zu. (Diese Strategie sucht bekanntlich 
den Gegner abwechselnd von rigorosen Maßnah-
men durch rigorose Schreckschüsse abzuhalten, 
um sie dann wieder durch ein nachgiebiges Ge-
rede von einer friedlichen Koexistenz anzuzie-
hen). Der endgültige Test für die Durchschlags-
kraft der sowjetischen Diplomatie und Propa-
ganda in der augenblicklichen Phase des kalten 
Krieges wird der sein, ob es den Russen gelingt, 
irgendeinen Kompromiß zu verhindern, der die 
Möglichkeit einer französisch-deutschen Zu-
sammenarbeit wiederherstellen und gleichzeitig 
das deutsche Kräftepotential in die Vorbereitun-
gen zur Abwehr eines eventuellen russischen An-
griffes einbeziehen würde.

Die britische Regierung war genau so wie die 
amerikanische niedergeschlagen, als sie die EVG 
zerstört sah. Aber auch sie steht unter einem 

Druck von Asien her, und zwar unter einem 
kommunistischen Druck, der über Neu Delhi 
ausgeübt und dabei auf das wirkungsvollste von 
dem linken Labour-Flügel in England selber un-
terstützt wird. Die britische Regierung setzte 
ihr Vertrauen zunächst auf regionale Bündnisse, 
um Schwierigkeiten aus dem Wege zu gehen, 
die durch die Pläne für direkte kollektive Maß-
nahmen der UN hervorgerufen worden waren. 
Heute muß die britische Regierung jedoch u. a., 
die Erfahrung machen, daß solche regionalen 
Bündnisse dieselben Nachteile für ein weitver-
zweigtes Commonwealth haben können. Diese 
Schwierigkeiten zeigten sich tatsächlich in ihrer 
extremsten Form durch Indiens erbitterten Wi-
derstand gegen jeden Verteidigungspakt in Süd-
ostasien; denn ein solcher Pakt basierte auf der 
Annahme, daß die Kommunisten ihre Politik der 
Druckanwendung vielleicht nicht ein für alle 
Male aufgaben, als sie der Feuereinstellung in 
Indochina vertraglich zustimmten.

Es ist natürlich das volle Recht des Minister-
präsidenten Pandit Nehru, zu hoffen, daß mit 
jenem Ereignis der Feuereinstellung eine neue 
Ära in den Beziehungen der kommunistischen 
zu der nicht-kommunistischen Welt begonnen 
hat. Es ist ferner sein volles Recht, die Politik 
Indiens mit seinem persönlichen Vertrauen

Frieden, Fortschritt, Wohlstand"/>

„Eindämmung“ in ihrer eigentlich gültigen 
Bedeutung, d. h. in der von uns ursprünglich ver-
standenen, steht in keinem Widerspruch zu dem, 
was wir Koexistenz nennen. Aber sie steht in 
einem Widerspruch zu dem, was nach unserer 
Meinung die Kommunisten unter Koexistenz 
verstehen. Wir wünschen die Herstellung eines 
Systems der Eindämmung — Koexistenz in unse-
rem Sinne —, die die beste Sicherheit dafür bie-
tet, daß eine weitere kommunistische Aggres-
sion, Intervention oder Infiltration nicht mit 
dem Verlust der Unabhängigkeit für irgendein 
anderes freies Land irgendwo enden muß, sei es 
im Osten oder im Westen. Das ist das Ziel des 
südostasiatischen Verteidigungspaktes und jedes 
neuen Programms, das die NATO-Mächte, oder 
wenigstens einige von ihnen, in Europa ent-
wickeln.

Das Schlagwort eines der großen Parteien zu 
Anfang der Wahlkampagne dieses Herbstes 
heißt: „Frieden, Fortschritt, Wohlstand“. Amen. 
Aber all dies darf nicht im Sinne des Schlag-
wortes der Wahlschlachtstrategen von Wilson 
im Jahre 1916 gemeint sein, wonach er uns „aus 
dem Krieg herausgehalten habe“, — oder im 

zu begründen, daß sich seine Hoffnungen als be-
rechtigt erweisen werden. Schwierige Probleme 
ergeben sich für andere Nationen jedoch durch 
die These, daß jeder Versuch, eine Basis für zu-
künftige gemeinsame Aktionen gegen eine mög-
liche Aggression zu schaffen, schon an sich einen 
Affront gegenüber den Kommunisten darstellt, 
und daß dieser Versuch daher zu bedauern und 
wenn irgend möglich, zunichte gemacht werden 
muß. Die anderen Nationen mögen einen großen 
Respekt vor dem Erbe Gandhis, vor der Gewalt-
losigkeit, haben; sie mögen sich der Empfindsam-
keit der indischen Kolonialwunden noch so be-
wußt sein oder noch so große Sympathien auf-
bringen für die Anstrengungen, die Indiens neue 
Führer unternehmen, um das wirtschaftliche und 
soziale Niveau des Landes zu heben und es von 
seinen chronischen Schwächen zu heilen. Eins 
aber ist sicher: Diese anderen Nationen müssen 
sich fragen, inwieweit sie ihre Politik denen an-
passen können, die die offensichtlichen Reali-
täten der augenblicklichen internationalen Lage 
einfach nicht anerkennen. England befindet sich 
hierbei in einem ganz besonders schwierigen Di-
lemma. Auf nur einer fest stehenden Grund-
mauer kann man leider ein starkes Haus nicht 
bauen. Für England aber ist eine Grundmauer 
Europa und eine andere Asien.

Sinne des Rooseveltschen Argumentes aus der 
Wahlschlacht des Jahres 1940, daß das Pacht- 
und Leihgesetz genügen würde. („Ich habe es 
schon früher gesagt und werde es immer wieder 
sagen: Eure Jungens werden nicht in irgendeinen 
ausländischen Krieg geschickt werden." Boston, 
am 30. Oktober 1940). In beiden Fällen dachten 
unsere Feinde, daß unsere Präsidenten es wirk-
lich ernst gemeint hatten — wie dies natürlich in 
gewisser Weise auch der Fall war. Die Feinde 
bildeten sich ein, daß der Friede als solcher alles 
war, was das amerikanische Volk haben wollte 
und was es auch brauchte. Durch diesen Glauben 
wurden unsere Feinde darin ermutigt, uns vor 
Tatsachen zu stellen, die uns dann wirklich zum 
Kampfe zwangen.

Es ist gewiß nicht leicht, sowohl zu vermeiden, 
daß unseren Partnern die Angst eingejagt wird, 
als seien wir zu draufgängerisch, um ihr volles 
Vertrauen zu genießen, — als auch unseren Geg-
nern zu zeigen, daß sie uns fürchten müssen. Aber 
dazwischen liegt der goldene Mittelweg, den wir 
zu finden und an dem wir dann festzuhalten 
haben.



CECIL ROTH

Die beiden Wiegen der jüdischen Freiheit
Die neue Welt und das Vaterland

Einige Monate lang haben in Amerika umfangreiche Vorbereitungen stattgefunden, um der 300jährigen 
Wiederkehr der Gründung jüdischer Niederlassungen in Amerika zu gedenken. Formell begannen die 
Feierlichkeiten im September des Jahres. Mit Genehmigung des Verlages entnehmen wir der Zeitschrift 
.COMMENT ARY“, herausgegeben von der Vereinigung der Juden in Amerika, den Gedächtnisartikel des 
britischen Historiker Cecil Roth, dessen hervorragende Arbeiten sowohl auf dem Gebiete der jüdischen wie 
der allgemeinen Geschichte in England und Amerika sehr bekannt sind.

Wir alle in England oder sonstwo in der Welt 
begrüßen die Bekanntgabe der Pläne, die 300ste 
Wiederkehr der Ansiedlung von Juden in dem 
heutigen Gebiete der Vereinigten Staaten zu 
feiern. Solche Feiern haben ihr Gutes und diese 
Feier ganz besonders, weil sie das Verständnis 
für das Erbe der Freiheit vermehren und dazu 
beitragen werden, das angenehme Leben höher 
einzuschätzen, dessen sich die Juden und auch die 
anderen Menschen im Westen erfreuen. Den 
Historiker aber wird es erfreuen, daß das ihm 
am Herzen liegende Material nun auch für viele 
Unkundige wieder lebendig wird. Mancher 
Historiker hat sogar die kühne Vorstellung, die 
Kenntnis geschichtlicher Tatsahen könnte den 
Stolz auf das eigene Land heben und das Ver-
ständnis für die eigenen Aufgaben erhöhen. 
Doch darf nicht verschwiegen werden, daß der

Eine Kindererzählung
Mühelos erinnern wir uns der alten Kinder-

erzählung von unserer frühen Geschichte. Sie be-
richtet, daß eine Gruppe von Juden vor den Un-
terdrückungen der alten Welt Zuflucht suchte im 
neuentdeckten Lande jenseits des atlantischen 
Ozeans. Dort wurde sie bereitwillig ausgenom-
men. Noch vor der amerikanischen Revolution 
verankerte sie ihre Rechte und schuf damit in-
mitten der harten Pioniere ein Vorbild für die 
Freiheit, wie es die alte Welt niemals gekannt 
hatte. Von Anfang an scheint auf der einen 
Seite des atlantischen Ozeans die Sonne hell, 
während auf der anderen alles (oder fast alles) 
ins Dunkle getaucht ist.

Das Bild entfernt sich weit von der Wirklich-
keit — vielleicht nicht in jeder Einzelheit, be-
stimmt aber im Kolorit. Auch wir in England 
wollen in zwei Jahren die 300ste Wiederkehr der 
Bildung unserer modernen jüdischen Gemeinde 
feiern. Wenn wir schon jetzt einmal die englisch-
jüdische Geschichte im Geist an uns vorüberzie-
hen lassen, müssen wir zu dem Schluß kommen, 
daß sie der amerikanisch-jüdischen Geschichte 
ähnelt.

Wegen der eingangs erwähnten vorgefaßten 
Meinung — das klingt höflicher als „Vorurteil“ 
— wird es den amerikanischen Lesern in vielen 
Fällen schwer fallen, den wahren Sachverhalt 

Historiker offiziellen Feiern auch mit einem 
großen Unbehagen entgegensieht, da sie den 
Legenden und Mythen einen neuen Auftrieb zu 
geben pflegen, die dann unser Verständnis für 
den wahren Verlauf der Geschichte eher ver-
mindern als vertiefen.

Deshalb haben einige von uns in England ge-
wisse, wenn auch vielleicht ganz ungerechtfer- 
tigte Bedenken, die Feier dieses großen Geburts-
tages könne zum Wiederaufleben einer heute 
überholten, melodramatischen Darstellung der 
frühen geschichtlichen Beziehungen zwischen 
den Vereinigten Staaten und dem englischen 
Vaterlande beitragen. Die Geschichte der ameri- 
kanishen Juden würde somit in der Form einer 
alten — und historisch ungenauen — Erzählung 
vorgetragen werden und eine altertümliche — 
und irreführende — Moral enthalten.

einzusehen. England wird in der frühen amerika-
nischen Geschichtsperiode immer als Erzunter-
drücker dargestellt. Ergo gehört England in der 
Geschichte des 18. Jahrhunderts zu den dunklen 
Mächten. Die neue Welt brachte die Befreiung, 
während die alte (England einbegriffen) nur die 
Unterdrückung kannte. Selbst in der neuesten 
Literatur über die amerikanisch-jüdische Ge-
schichte, die sich weitgehend auf dokumenta-
rische Unterlagen stützt und im großen und gan-
zen objektiv geschrieben ist, wird dieser Stand-
punkt vertreten. Aber er beruht auf einer zu

In der alten Welt
Wir wollen uns ein ungefähres Bild von der 

alten Welt gegen Ausgang des 17. Jahrhunderts 
machen, als die Geschichte der amerikanischen 
Juden ihren Anfang nahm. Die mohammedani-
schen Länder brauchen wir in diesem Zusammen-
hang kaum zu berücksichtigen. Die dort leben-
den Juden bildeten ein Volk für sich — ob sie 
brutal behandelt wurden wie in Nordafrika oder 
loyal wie in der Türkei. Sie waren besonderen 
Gesetzen, besonderen Steuern und besonderen 
Lebensbedingungen unterworfen. Im christlichen 
Europa wurden sie außerordentlich unterschied-
lich behandelt. Spanien und Portugal ließen gar 
keine Juden herein, und jede Person jüdischer 

weitgehenden Verallgemeinerung. Zwei Punkte 
sind besonders wichtig: Erstens ist das rosa-
farbene Bild von den Lebensbedingungen der 
Juden in Amerika übertrieben. Ich behaupte 
nicht, daß sie unterdrückt wurden oder ähnliche 
Unbill erlitten; doch wurden sie gelegentlich 
behelligt. Auch kamen gewisse Diskriminierun-
gen vor. Zweitens, obgleich sie in der alten Welt 
ganz allgemein unterdrückt wurden, wurden sie 
doch nicht überall unterdrückt und in der Zeit, 
mit der wir uns beschäftigen (d. h. in dem Jahr-
hundert vor der amerikanischen Unabhängig-
keitserklärung) bildete England im großen und 
ganzen eine ehrenvolle Ausnahme. In dieser 
Zeitspanne gab es tatsächlich kaum Unterschiede 
zwischen den Lebensbedingungen der Juden im 
englischen Vaterland und in den amerikanischen 
Kolonien, die die englische Tradition und Ein-
stellung übernommen hatten. Das, was man als 
die neue Einstellung des 18. Jahrhunderts gegen-
über den Juden bezeichnen könnte, war keine 
amerikanische Neuerung, sondern eine allge-
meine Entwicklungserscheinung in der angel-
sächsischen Welt. Wenn die jüdische Diaspora 
sich in der Zukunft fast ganz in den englisch- 
sprechenden Ländern konzentriert haben wird, 
eihält diese Tatsache mehr als nur eine akademi-
sche Bedeutung. Wir sprechen nicht nur die 
gleiche Sprache, wir haben auch weitgehend die 
gleichen geschichtlichen Erfahrungen hinter uns. 
Wir haben uns gleicher Privilegien erfreut und 
unsere Gemeinschaft unter gleichen Umständen 
aufgebaut.

Abstammung, die bei der Ausübung jüdischer 
Riten und Gebräuche überrascht wurde, lief Ge-
fahr, bei lebendigem Leibe verbrannt zu werden. 
Das gleiche gilt für das südliche Italien und für 
Sizilien. In den Landstrichen Norditaliens, in 
denen Juden zu leben erlaubt war, wurden sie 
in Ghettos gesperrt, aus denen sie sich nicht 
über Nacht zu entfernen getrauten. Sie mußten 
besondere Abzeichen tragen, waren von allen 
Gewerben ausgeschlossen mit Ausnahme des 
Großhandels, der Pfandleihe, des Hausierens 
und des Handels mit getragenen Kleidern, und 
waren vielerlei schimpflicher Behandlung und 
Nachteilen ausgesetzt. Selbst die Kinder konnten 



ihnen unter einem fadenscheinigen Vorwand 
weggenommen werden, damit sie als Christen 
aufgezogen wurden.

Die Lebensbedingungen in Deutschland waren 
die gleichen oder sogar noch schlechter. Ganze 
Landstriche und große Städte waren den Juden 
vollkommen verboten. Man zwang sie zur Be-
zahlung besonderer Zölle auf den Landstraßen. 
Die Anzahl ihrer Eheschließungen war begrenzt, 
um die jüdische Bevölkerung zahlenmäßig 
klein zu halten, und die Tatsache, daß es hier 
und da einflußreiche Hofjuden (wie z. B. den 
berühmten Jud Süß) vorübergehend zu großem 
Einfluß und zu Wohlstand brachten, kann den 
düsteren Farben des Bildes auch keinen Glanz 
verleihen. 1670 wurden die Juden aus Öster-
reich, 1738 aus Württemberg, 1745 aus Prag und 
ganz Böhmen vertrieben. Im 14. Jahrhundert 
wurden sie aus Frankreich verjagt und hatten 
in der hier behandelten Zeit noch nicht wieder 
die offizielle Erlaubnis erhalten, dort zu leben. 
In den neuerworbenen französischen Ostprovin-
zen (Elsaß und Lothringen) gab es ein paar alt-
eingesessene Gemeinden, die unter den gleichen 
elenden Lebensbedingungen wie die Juden in 
Deutschland mühselig ihr Leben fristeten. Eini-
gen Marrano-Flüchtlingen aus Spanien und Por-

Wiederansiedlung in England
Wie der Zufall so manchmal spielt. Unge-

fähr zur gleichen Zeit, als die die „St. Charles“ 
die erste Gruppe jüdischer Auswanderer nach 
Neu-Amsterdam brachte, ließen sich die er-
sten Juden in England nieder (oder vielmehr 
wieder nieder nach einer Abwesenheit von 
31/2 Jahrhunderten). Es ist nicht notwendig, hier 
auf die Umstände oder auf die der Wiederbesied-
lung vorausgegangenen Ereignisse einzugehen. 
Es darf nur ganz kurz gesagt werden, daß die 
ersten heimlichen- jüdischen Siedler um 1632 
eintrafen, daß 165 3 versichert wird, „es riecht 
in einigen Teilen unserer Stadt so offenkundig 
nach Juden“ wie in Amsterdam selbst, daß Me- 
nasseh ben Israel versuchte, die Wiederbesied-
lung auf eine gesetzliche Grundlage zu stellen, 
als er 1655 nach London kam, und daß 1656 eine 
»offene“ oder „halboffene“ jüdische Gemeinde 
gebildet wurde. Es verdient besondere Beach-
tung, daß es keine offizielle Zulassungsgenehmi-
gung gibt — kein formales Übereinkommen zwi-
schen den jüdischen Vertretern und der Regie-
rung, auf Grund dessen die Gemeinde gebildet 
wurde. Ein charakteristischer Zug der Wieder-
besiedlung ist die Formlosigkeit, mit der sie ge-
schieht: Oliver Cromwell entschloß sich, die An-
wesenheit von Juden stillschweigend zu dulden, 
nachdem er erfolglos versucht hatte, den Rat zu 
seiner Ansicht zu bekehren (Cromwell dachte da-
bei an die Hilfe, die ihm die Juden leisten konn-
ten. Außerdem war Cromwell religiös tolerant.). 
Da keine formale Genehmigung oder Ab-
machung vorlag, gab es natürlich auch keine 
Vorschriften; und da es keine Vorschriften gab, 
konnte sich das englische Judentum vollkommen 
ungehindert entwickeln. Dementsprechend er-
folgte die Wiederansiedlung der Juden in Eng-
land in einer Atmosphäre fast unbegrenzter 

tugal war es in den Seehäfen des südwestlichen 
Frankreich Bordeaux und Bayonne erlaubt, mehr 
oder weniger heimlich ihrem jüdischen Glauben 
anzuhängen. Der größte Teil der europäischen 
Juden lebte in Polen — eine rechtlose, hoff-
nungslose, elende, rassische Minderheit, die un-
ter dem dauernden Druck der Anklage stand, 
Ritualmorde zu begehen und nur wenig Hoff-
nung hatte, auswandern zu können. Rußland 
war „judenrein“. Es erlaubte den Juden nicht, 
sich anzusiedeln. Auf dem europäischen Konti-
nent bot nur Holland ein im allgemeinen gün-
stiges Bild. Die jüdischen Gemeinden in Eng-
land und in den Vereinigten Staaten stammten 
weitgehend aus Holland, dessen Geist sie beein-
flußte. Holland muß tatsächlich von den in die-
sem Artikel vorgebrachten Verallgemeinerungen 
ausgenommen werden, da seine jüdische Ge-
meinde sozusagen dem neuen angelsächsischen 
(oder vielmehr atlantischen oder auch puritani-
schen) Kreis augehört. Doch selbst in Holland 
gab es trotz der im allgemeinen glücklichen Um-
stände gewisse Einschränkungen. In einigen 
Teilen des Landes (z. B. in Utrecht) durften sich 
Juden nicht niederlassen; es gab eine besondere 
Form des jüdischen Eides und eine besondere Be-
steuerung der Juden, und auch Gewalttätigkeiten 
kamen vor.

Freiheit. Das war das Charakteristische an der 
neuen Periode jüdischer Geschichte in den angel-
sächsischen Ländern, und das strahlte auch vom 
englischen Vaterlande auf die neue Welt aus.

Wie ich schon bei mehr als einer Gelegenheit 
an anderer Stelle sagte, setzte sich sozusagen von 
Anfang an eine soziale Emanzipation durch, 
wenn auch an eine politische Emanzipation nicht 
zu denken war (wie wäre das auch möglich ge-
wesen, da Nicht-Konformisten und Römisch- 
Katholische davon ausgeschlossen waren). Die 
Juden, die sich von der Mitte des 17. Jahrhun-
derts an und weiterhin in England niederließen, 
konnten in jeder Stadt, die ihnen gefiel, und in 
jedem Stadtteil leben. Sie konnten sich nach

Die einzelnen Phasen
Es lohnt sich vielleicht, die einzelnen Phasen 

des Konsolidierungsprozesses der jüdischen 
Siedler in den künftigen Vereinigten Staaten 
mit dem gleichen Vorgang in England zu unge-
fähr der gleichen Zeit zu vergleichen. Ich benutze 
zu diesem Zweck die vom amerikanisch-jüdi-
schen 300-Jahresfeier-Ausschuß veröffentlichte 
sorgfältige Zusammenstellung. Wir haben ge-
hört, daß die ursprünglichen Siedler, „Wanderer 
auf der Suche nach der Freiheit, einen Schimmer 
ihres Zieles in diesem kleinen niederländischen 
Dorf zwischen Wildnis und See“ — später als 
Neu-Amsterdam bekannt — erhaschten. Ihr er-
ster Sieg war die am 16. April 165 5 von der 
Niederländischen Ostindienkompagnie erhaltene 
Aufenthaltsgenehmigung. Seit Anfang des Jahr-
hunderts ist den Marrano-Siedlern in England 
das Wohnrecht tatsächlich nie bestritten wor-
den. Auf der Whitehall-Konferenz, die im De-
zember 1655 zusammentrat, um über Menasseh 

ihrem Geschmack kleiden. Sie konnten mit ge-
wissen Einschränkungen jeden Beruf ergreifen. 
Sie waren keinen kränkenden Sondervorschriften 
oder Einschränkurgen unterworfen. Sie durften 
christliche Diener und Angestellte beschäftigen. 
Sie brauchten vor dem Gericht keine erniedri-
gende Eidesformel zu sprechen oder besondere 
Steuern zu zahlen; und Nachteile, unter denen 
sie litten, richteten sich nicht gegen sie, sondern 
gegen alle, die nicht der anglikanischen Kirche 
angehörten.

Um es kurz zu sagen: Das Ghetto-System 
(hier mehr in seinem allgemeinen als in seinem 
wörtlichen Sinne: Bedrückung und Diskriminie-
rung waren auch ohne die formale Einrichtung 
abgegrenzter jüdischer Statteile möglich) wurde 
zu jener Zeit in ganz Europa — ausgenommen 
in Holland — angewandt. Es war in England und 
in den von England abhängigen Ländern nach der 
Wiederansiedlung der Juden im allgemeinen un-
bekannt. Das bedeutet einen grundlegenden Un-
terschied zwischen der Vergangenheit der Juden 
und der jüdischen Emanzipation in den angel-
sächsischen Ländern und in anderen Teilen der 
Welt: Ein Unterschied, den kontinentale Histo-
riker außer acht lassen, der aber den Hintergrund 
der jüdischen Geschichte in diesen Ländern in 
der bedeutsamsten Weise von dem in Mittel- 
und Osteuropa unterscheidet. Weder in England 
noch in Amerika handelt es eich um eine „Eman-
zipation“ in kontinentalen Sinne — das heißt 
um die Entwicklung aus dem Zustand der Ver-
sklavung zur Freiheit — sondern um eine sich 
von Fall zu Fall langsam ausweitende Freiheit auf 
dem verfassungsmäßigen Sektor,- wobei viel-
leicht eine gewisse gesetzliche Unterstützung 
eine Rolle gespielt haben mag. Manche von 
denen, die von 193 3 an in unserer Mitte Zu-
flucht suchten und manche, die das Leben der 
Juden überhaupt auf eine ganz andere Grund-
lage stellen wollten, warnten uns dringend vor 
einem Rückfall in das Ghettoleben. Es ist hier 
nicht meine Aufgabe zu untersuchen, ob dieser 
Pessimismus gerechtfertigt war oder nicht. Doch 
darf hier die Tatsache hervorgehoben werden, 
daß unsere Vergangenheit kein Ghetto kennt.

ben Israels Vorschlag zu beraten, die Juden wie-
der zuzulassen, verkündeten die Rechtssachver-
ständigen, es gäbe kein Gesetz, das die Juden 
aus England ausschlösse. Ein Marrano spanischer 
Geburt, gegen den Klage als Verbündeter eines 
Feindes erhoben worden war, inachte im Mai 
1656 geltend, er sei Jude. Die Richter gaben sei-
nem Einspruch statt. Damit war die Rechtmäßig-
keit des Wohnsitzes von Juden in England als 
gesetzliches Recht und nicht als Sonderprivileg 
verankert — eine Tatsache, die zweifellos bei der 
1664 unter englischer Herrschaft erfolgten An-
siedlung von Juden in Amerika nicht ohne Ein-
fluß geblieben ist.

In der zweiten Konsolidierungsphase in .New 
York, d. h. in Amerika, errangen die Juden das 
Recht, in der Bürgerwehr zu dienen. Diese Tat-
sache ist von amerikanischen Historikern viel-
leicht überbewertet worden — in einer Grenz-
stadt ist es weder leicht noch verständig, auf die 



Unterstützung eines brauchbaren Mannes zu ver- 
zfchten. Die Lage in England war in dieser Hin-
sicht deshalb nicht die gleiche, und das Problem 
drängte noch nicht so bald auf eine Lösung. 
Nichtsdestoweniger stellte die Londoner Syna-
goge spätestens von 168 5 an drei voll bewaff-
nete Soldaten der Bürgerwehr, die einberufen 
wurde, wenn der Friede bedroht war, und ein 
größeres Ausmaß an freiwilligem Militärdienst 
ließ nicht lange auf sich warten.

Als nächstes erwarb die amerikanische Ge-
meinde in New York das Recht zu reisen und zu 
handeln — in der ersten Phase entlang dem 
Hudson und dem Delaware Fluß (November- 
Dezember 1655). In diesem Zusammenhang ist 
für die englischen Juden etwas Wichtiges zu ver-
merken. Das Recht, frei zu reisen und Handel zu 
treiben, scheint von Anfang an im Wohnrecht 
einbegriffen gewesen zu sein. Die Art des Han-
dels mag manchen örtlichen Beschränkungen un-
terworfen gewesen sein (wir müssen auf diesen 
Punkt noch einmal zurückkommen), aber die den 
Juden gegebene Reiseerlaubnis ist, soweit ich 
weiß, zu keiner Zeit ernsthaft bestritten worden. 
Das Recht zum und vom Wohnsitz zu reisen, 
und somit ganz allgemein das Recht zu reisen, 
war im Wohnrecht einbegriffen. Weiterhin war 
das Recht nicht örtlich begrenzt oder an irgend-
eine Stadt gebunden. Als den Juden gestattet 
wurde, sich in London niederzulassen, geschah 
dies auf Grund der Tatsache, daß sie gesetzlich 
das Recht hatten, ihren Wohnsitz im Lande zu 
nehmen, und es konnte ihnen nicht das Recht 
bestritten werden, sich irgendwo ihren Wohnsitz 
zu suchen. Sehr wenige Jahre nach der Wieder-
ansiedlung, in einigen Fällen sogar vor Ende des 
17. Jahrhunderts, leben schon Juden außerhalb 
Londons. In den ersten Jahren des 18. Jahrhun-
derts wurden in verschiedenen Provinzstädten 
besondere Gemeinden gebildet — lange bevor 
Spuren dauernder jüdischer Gemeinden in 
irgendeiner Stadt außerhalb New Yorks in den 
späteren Vereinigten Staaten zu finden sind. Ich 
glaube, England war zu jener Zeit das einzige 
Land in der westlichen Welt, in dem die Juden 
das uneingeschränkte Recht der Wohnsitzwahl 
besaßen.

Der Tatsache, daß die Neu-Amsterdamer 
Juden sich im Februar 1656 das Recht erwarben, 
einen eigenen Friedhof zu besitzen, darf nicht 
allzu große Bedeutung beigemessen werden. 
Wenn den Juden überhaupt die Erlaubnis erteilt 
wurde, im Lande zu wohnen, war das eine un-
vermeidliche Folge. Genau einen Monat und 
zwei Tage, nachdem den Neu-Amsterdamer 
Juden gestattet worden war, einen eigenen 
Friedhof zu besitzen, unterbreitete die von Me- 
nasseh ben Israel geführte Gruppe der Marranos 
Oliver Cromwell die Bitte, eine Synagoge be-
sitzen zu dürfen, damit „die Toten unseres Vol-
kes außerhalb der Stadt auf einem Platz begra-
ben werden können in Übereinstimmung mit den 
Eigentumsgesetzen der Gegend, wo der Platz 
liegt". Cromwells Antwort darauf ist uns nicht 
erhalten (sie wurde vermutlich mündlich erteilt), 
doch wurde das Totenhaus schon Anfang des fol-
genden Jahres übergeben, und kurz danach fan-
den dort öffentliche Begräbnisse statt. Die eng-
lischen und amerikanischen Konzessionen er-

folgten somit fast gleichzeitig. Um fast die 
gleiche Zeit (vermutlich im Sommer 1656) 
wurde, wie uns überliefert ist, eine eigene Ge-
meinde in London ins Leben gerufen, und An-
fang 1657 eine halböffentliche Synagoge eröff-
net. Die Leiter der Niederländischen West-
indien-Kompagnie hatten am 14. Juni 1656 die

Der nächste 
Gruppe New Yorker Juden ihre Stellung be-
festigte, war die Erlangung „des Rechts, eigene 
Häuser zu besitzen". Die Tatsache allein läßt 
nicht erkennen, daß es sich hier um eine ver-
worrene und in mancher Beziehung sogar wider-
sprechende Maßnahme handelt. Der oben er-
wähnte Erlaß vom 14. Juni hatte die Juden er-
mächtigt, Handel zu treiben und Grundbesitz zu 
kaufen. Die Frage des Eigentums von Grund-
stücken ist leichter in einem neuen Lande als in 
einem alten zu lösen. In England gab es auf die-
sem Gebiete allerhand Schwierigkeiten. Zuerst 
scheinen im Lande geborene oder eingebürgerte 
Juden tatsächlich Grundbesitz gekauft zu haben; 
manchmal sogar in großem Umfange. Als später 
ein überholtes mittelalterliches Gesetz ausge-

Andererseits verwehrte die oben erwähnte 
Vorschrift vom 14. Juni 1656 den Juden in Neu- 
Amsterdam das Recht, Einzelhandelsläden zu er-
öffnen oder Handwerke zu betreiben. Bei Be-
handlung dieses Punktes müssen wir auch das 
der kleinen jüdischen Gruppe als nächstes ge-
währte Recht in Betracht ziehen — nämlich das 
Bürgerrecht (20. April 1657). Das ist nun eine 
äußerst wichtige Angelegenheit, denn der Besitz 
des Bürgerrechtes war von großer Bedeutung. 
Dr. Jakob Marcus jedoch, der als die größte, 
heute lebende Autorität für die Geschichte der 
amerikanischen Juden gilt, äußert hierzu nach 
reiflicher Überlegung, daß „die Juden... Bür-
ger zweiter Klasse waren mit begrenzter wirt-
schaftlicher Freiheit... sie sind nicht... in den 
offiziellen Listen der .freien Bürger der Stadt 
zu finden“. In England — oder zumindest in Lon-
don, denn ich glaube nicht, daß in anderen Orten 
ähnliche Beschränkungen galten — waren die 
entsprechenden Bedingungen besonders schlecht; 
denn nach anfänglichem Zögern wurden die Ju-
den vom Bürgerrecht der Stadt London formell 
ausgeschlossen, was ihnen die Ausübung hand- 
werklicher Berufe und das Betreiben von Einzel-
handelsläden im Stadtgebiet untersagte, auf das 
sich diese Vorrechte bezogen. Jedoch waren zu 
jener Zeit — und das ist wichtig — „London“ 
und die „Stadt London“ zwei verschiedene Ge-
biete, denn das Wohn-undHandelsarsenal dehnte 
sich weit, weit über den vom Bürgermeister und 
Gemeinderat regierten alten Stadtkern hinaus. 
Daher war diese Beschränkung praktisch bedeu-
tungslos, obgleich sie eigentlich ärgerlich war. 
Wenn ein Jude die Absicht hatte, ein Einzelhan-
delsgeschäft oder eine kleine Fabrik zu eröffnen, 
dann mußte er sich außerhalb der Stadtgrenzen 
begeben. In New York gab es diese Ausweich-
möglichkeit nicht. Für den Großhandel gab es 

Weisung erteilt, den Juden die Abhaltung öffent-
licher Gottesdienste in Neu-Amsterdam nicht zu 
erlauben. Bis zum Jahre 1730 ist dann auch 
nichts vom Bau einer Synagoge bekannt; die be-
sonders schöne Bevis Marks-Synagoge in London 
hatte ihre Pforten zu jener Zeit schon 28 Jahre 
geöffnet.

graben wurde, das den Erwerb angeblich verbot, 
entstanden Zweifel, ob er gesetzlich gestattet 
sei. Von nun an wurde der Erwerb eingeschränkt. 
Nichtsdestoweniger bot sich in zweifelhaften 
Fällen ohne Schwierigkeit eine andere Möglich-
keit: Der Erwerb mittels einer unbegrenzt lan-
gen Pachtzeit (z. B. auf 999 Jahre) zu einem tat-
sächlichen oder symbolischen Pachtzins — eine 
in England allgemein geübte Praxis. Im techni-
schen Sinne „gehörte“ dem Inhaber das Land 
nicht, aber es wäre spitzfindig zu behaupten, daß 
ihm sein Haus nicht gehörte. Dieser Zustand be-
unruhigte niemanden, noch war der auf diesem 
Gebiet zwischen englischen und amerikanischen 
Juden bestehende Unterschied von wirklicher 
Bedeutung.

keine Beschränkungen; und als die 
Londoner Börse (die sorgfältig von der Effekten-
börse zu unterscheiden ist, mit der sie selbst 
Fachleute häufig verwechseln) 1697 reorgani-
siert wurde, wurde ein Zwölftel der Plätze jüdi-
schen Maklern und Agenten reserviert.

Politisch ein weiterer wichtiger Schritt auf dem 
Wege zur Emanzipation im kolonialen Amerika 
war im 18. Jahrhundert die Zuerkennung des 
Wahlrechtes an die Juden, was es auf dem euro-
päischen Kontinent bis zur fanzösischen Revolu-
tion nicht gab. Erst viel später wurde es ein all-
gemeines Recht. Im Jahre 1737 wurden bei einer 
in New York bezeugten Wahl die von den Ju-
den abgegebenen Stimmen für ungültig erklärt 
mit der Begründung, die Juden in England be-
säßen kein Wahlrecht. 1761 jedoch wurden die 
Juden augenscheinlich ohne Schwierigkeiten zu; 
Wahl zugelassen. Es ist nicht einfach, zuverläs-
sig zu sagen, wie die Verhältnisse in England zu 
jener Zeit lagen. Der Wahlkommissar war er-
mächtigt, von den Wählern den Abschwörungs-
eid zu verlangen, der gegen die Römisch-Katho-
lischen gemünzt und in einer das jüdische Ge-
wissen verletzenden Form abgefaßt war. Aber 
von diesem Recht wurde selten Gebrauch ge-
macht, und es darf angenommen werden, daß 
längere Zeit schon vor der amerikanischen Re-
volution im Lande geborene englische Juden, die 
die erforderlichen Voraussetzungen besaßen, sich 
an den Parlamentswahlen beteiligten, wenn sie 
wollten. Die politische Emanzipation der Juden 
im Jahre 1858 — von der wir wegen des Dramas, 
das sich während des Kampfes um die Gewäh-
rung abspielte, am meisten wissen — betraf nur 
ihre Zulassung zum Parlament.

Es ist notwendig, im Zusammenhang mit die-
ser Frage an dieser Stelle einige Zeilen einer be-
rühmten früheren Episode der Geschichte der 



englischen Juden des 18. Jahrhunderts zu widmen, 
die gewöhnlich auf beiden Seiten des atlanti-
schen Ozeans falsch gedeutet wird und das ganze 
Bild zu verfälschen droht. 1763 stimmte das 
englische Parlament einem Gesetz über die Na-
turalisierung der Juden zu. Dies erregte Auf-
merksamkeit, wurde von der Opposition aufge-
griffen, rief eine übermäßige Erregung hervor 
und das Gesetz wurde daher noch vor Ende des 
Jahres widerrufen. Wegen dieses Vorfalls stell-
ten ein paar Geschichtsforscher fest, daß das Ju-
dentum in England noch einmal in den Zustand 
des dunklen Mittelalters zurückgeworfen wurde. 
Der Kontrast zwischen diesem Rückschlag und 
dem Zustand der halben Emanzipation in Ame-
rika ist oft genug betont worden. Aber diese 
Deutung ist vollkommen unzutreffend. Das 
jüdische Naturalisierungsgesetz beschäftigte 
sich nicht mit der Naturalisierung der englischen 
Juden. In England geborene Juden wurden von 
Anfang an als englische Untertanen betrachtet 
und auch entsprechend behandelt (auch in die-
sem Punkte war der Unterschied zu den Ver-
hältnissen in einigen Ländern des Kontinents 
außerordentlich groß). Sie waren im Besitz aller 
Rechte eines Engländers mit Ausnahme derjeni-
gen, von denen auch andere Nicht-Mitglieder 
der anglikanischen Kirche oder Nicht-Protestan-
ten ausgeschlossen waren. Ausländische Juden 
kamen in den Genuß der gleichen Rechte, wenn 
sie naturalisiert oder „eingebürgert" waren, 
aber das war eine schwierige und teuere Ange-
legenheit. Das sogenannte „Juden-Gesetz" war 
nur gemacht worden, um die Durchführung zu 
erleichtern und zu beschleunigen, und die Juden, 
die von ihm Gebrauch machten, würden nur die 
gleichen Rechte erreicht haben wie ihre in Eng-
land geborenen Kinder. Nach Widerruf des Ge-
setzes mußten sie ihre Zuflucht wieder zu dem 
alten schwerfälligen Verfahren nehmen. Die Na-
turalisierung der Juden steht daher in gar kei-
ner Beziehung zu der Frage der jüdischen Eman-
zipation. Die Aufhebung des Gesetzes war ein 
politisches Manöver. Doch trotz der flammenden 
Propaganda der Opposition sind, soweit ich es 
beurteilen kann, keine Gewalttätigkeiten vor-
gekommen.

Einige Jahre vorher wurde in den amerikani-
schen Kolonien eine sehr ähnliche parlamentari-
sche Maßnahme zugunsten ausländischer Juden 
ohne Widerspruch angenommen, die ihre An-
siedlung fördern sollte. Es wurde davon nicht 
viel Gebrauch gemacht, abgesehen von einem 
wichtigen und erwähnenswerten Falle. Unter 
Berufung auf diese Maßnahmen wandte sich 
Aaron Lopez, der große Kaufmann von New-
port, zusammen mit anderen ortsansässigen Ju-
den um 1761 an das Unterhaus der Provinz 
Rhode Island. Sie wurden jedoch auf Grund 
eines örtlichen Gesetzes aus dem Jahre 1663 ab-
schlägig beschieden, das bestimmt, daß „keine 
Person, die nicht dem christlichen Glauben an- 
gehört, als freier Bürger in diese Kolonie ausge-
nommen werden darf“. Hier ist die traditionelle 
Vorstellung von dem Unterschied zwischen dem 
untoleranten Vaterland und den toleranten Ko-
lonien gerade auf den Kopf gestellt worden; 
das englische Parlament und die Kolonien hatten 
verschiedene Auffassungen, wobei sich die letz-

ten im schlechtesten Licht zeigten und das in 
einer Zeit, in der, ganz abgesehen von den Be-
stimmungen des kurzlebigen „Judengesetzes", 
viele Juden in Westminster zwanglos „einge-
bürgert" wurden. Lopez erreichte schließlich sein 
Ziel in Massachusetts. Es ist interessant — ich 
weiß nicht, ob es auch von Bedeutung ist — daß 
diese Kolonie zu diesem Zeitpunkt keine jüdi-
sche Gemeinde hatte.

Ich möchte nicht behaupten, daß die Juden in 
England im 18. Jahrhundert nur rosige Zeiten 
erlebten. Es gab genügend niederträchtige An-
griffe in der Literatur. Es gab manche Mißhellig-
keiten, sogar Schlägereien. Wenn auch keine 
Gewalttätigkeiten während der Aufregungen um 
das „Judengesetz" überliefert worden sind (bis 
auf das Verjagen eines bekannten Juden aus dem 
Theater!), so muß doch für Juden das Leben in 
jenen Tagen nicht gerade erfreulich gewesen 
sein. Die bärtigen, seltsamen, jüdischen Hausie-
rer machten manchmal böse Erfahrungen. Als 
1771 einer Bande jüdischer Übeltäter eines be-
sonders unerfreulichen Typus das Handwerk ge-
legt wurde, wurden fremde Juden in den Straßen 
angepöbelt. Aber im großen und ganzen fiel das 
nicht sehr ins Gewicht, und es war geringfügig 
im Vergleich mit den dauernden und vor allem 
physischen Bedrückungen, denen zu jener Zeit 
die kontinentalen Juden ausgesetzt waren. Auch 
in Amerika waren dergleichen Vorgänge nicht 
unbekannt. 1743 druckte eine der New Yorker 
Zeitungen einen Augenzeugenbericht ab über 
schmachvolle Szenen bei einem jüdischen Be-
gräbnis, wo „ein lärmender Volkshaufen er-
schien, so daß die Leiche nur unter großen 
Schwierigkeiten beerdigt werden konnte“ und 
augenscheinlich christliche Worte am offenen 
Grabe heruntergebetet wurden. Ich kann mich 
nicht an ähnliche Vorfälle im 18. Jahrhundert in 
England erinnern.

Religiöse Gleichberechtigung
Auf den vorangegangenen Seiten wurden na-

türlich nicht alle die sozialen Hindernisse und 
Schwierigkeiten aufgezählt, unter denen eng-
lische Juden zu jener Zeit wegen ihres Glaubens 
zu leiden hatten. Sie durften zum Beispiel keine 
Universitäten besuchen. Sie konnten somit nicht 
Ärzte werden (wenn sie sich jedoch woanders 
ausbildeten — zum Beispiel in Schottland, wo es 
keine Schwierigkeiten machte — konnten sie eine 
ärztliche Praxis ausüben). Sie waren nicht zur 
Rechtsanwaltschaft zugelassen, obgleich sie 
Rechtsanwälte werden konnten( und auch wur-
den). Es gab noch andere Beschränkungen und 
Ärgernisse, die ihr Leben erschwerten. Es waren 
jedoch alles keine „antisemitischen“ Maßnah-
men: Gegen die Juden als Juden gemacht. Kein 
Gesetz aus jener Zeit richtete sich besonders ge-
gen sie; sie wurden in keinem Parlamentsgesetz 
erwähnt — ausgenommen als das „Judengesetz“ 
widerrufen wurde — es sei denn, ihre Rechte 
wurden bestätigt oder erweitert. Alle Nachteile, 
unter denen sie litten, trafen alle, die nicht der 
anglikanischen Kirche angehörten. Für die Nicht- 
Konformisten waren sie weniger kränkend und 
konnten leichter umgangen werden. Für die Rö-
misch-Katholischen waren sie drückender und

Nichtdestoweniger wäre es absurd zu leugnen, 
daß es den Juden im 18. Jahrhundert leichter fiel, 
sich der amerikanischen Umgebung als der ihres 
englischen Vaterlandes anzupassen. In einem 
neuen Lande ist der soziale Aufbau loser. Daher 
ist es für den Neuankömmling leichter, sich ein-
zugliedern. Selbst an Orten, wo die anglikanische 
Kirche die offizielle Religion war, waren die 
Geister noch nicht so weit uniformiert, daß die 
Isolierung der Nicht-Konformisten gefordert 
wurde, während es an anderen Orten die ver-
schiedensten Glaubensformen gab, von denen die 
jüdische Religion zwar als eine besondere exzen-
trische aber keineswegs anstößige Spielart ange-
sehen wurde. In einer kleinen Gesellschaft wird 
jeder nach seinem Verdienst gewürdigt; selbst 
Fanatiker konnten es sich nicht erlauben, eine 
interessante und gebildete Person nur auf Grund 
ihres Glaubens aus dem Kreise auszustoßen. Eine 
sich ausdehnende Wirtschaft bot für jeden Ent-
wicklungsmöglichkeiten, ohne dem Nachbarn 
dabei ins Gehege zu kommen. Es gab keine tradi-
tionellen Handels- und Industrieorganisationen, 
die sich gegen neue Gesichter und neue Metho-
den sträubten. Der jüdische Einwanderer- und 
natürlich auch der nichtjüdische — hatte es daher 
leichter sich einzuleben. Aber abgesehen von 
diesen Einschränkungen glichen sich der eng-
lische und der amerikanische Hintergrund weit-
gehend.-Benjamin Disraelis Großvater würde nie 
von London in sein Geburtsland Italien zurück-
gegangen sein, wo er wieder im Ghetto gelandet 
wäre und wo man ihn gezwungen hätte, das 
schmachvolle jüdische Abzeichen zu tragen. Aber 
Franks' Kinder aus New York hätten wohl kaum 
einen Unterschied in ihrem persönlichen Dasein 
bemerkt, wenn sie in jenen Tagen zur Erziehung 
„nach Hause“ nach England gesandt worden 

wären.

wurden auch weitaus konsequenter gehandhabt. 
Die Formel, die die Juden so lange vom Unter-
haus ausschloß, richtete sich ursprünglich gar 
nicht gegen die Juden. Ähnliche religiöse Ein-
schränkungen gegenüber unpopulären religiösen 
Minderheiten gab es im 18. Jahrhundert auch in 
vielen Gebieten der amerikanischen Kolonie, 
und auch hier litten bei Gelegenheit die Juden 
zufällig darunter.

Die soziale Emanzipation, die ein Teil des ge-
meinsamen Erbes der englischsprechenden Welt 
ist, erhielt ihren formalen Ausdruck und ihre 
Vollendung bei der Bildung der amerikanischen 
Unabhängigkeit. Die Verfassung, die die Ver-
einigten Staaten 1787 annahmen, setzt fest, daß 
kein Religionstest als Qualifikation für ein Amt 
verlangt werden dürfe. Stärker als die französi-
schen Verordnungen der späteren Jahre begrün-
dete diese Bestimmung die Tradition der jüdi-
schen Emanzipation in der modernen Welt. Der 
Leser darf daran erinnert werden — vielleicht 
sogar auch der amerikanische Leser — daß diese 
Bestimmung nur für Positionen im Bereich der 
Bundesregierung galt. In den Einzelstaaten hinkte 
die Emanzipation jämmerlich nach. Die religiöse 
Gleichberechtigung war in der Verfassung des 



Staates New York (1777) verankert. Virginia 
gewährte in Jeffersons berühmtem Gesetz aus 
dem Jahre 1785 volle religiöse Freiheit Aber die 
Verfassung von North-Carolina schloß Juden 
und Katholiken ausdrücklich von allen öffent-
lichen Ämtern aus. Obgleich diese Einschränkung 
bald nachlässig gehandhabt wurde, konnte Jacob 
Henry nach den Wahlen im Jahre 1808/09 nur 
mit den größten Schwierigkeiten seinen Sitz in 
der gesetzgebenden Körperschaft einnehmen. Die 
Klausel blieb bis 1868 in Wirkung. In Marylane 
wurde die Emanzipation erst 1825 Wirklichkeit. 
In New Hampshire konnten Juden und Katholi-
ken bis 1876/77 für gewisse Ämter nicht gewählt 
werden. Zu jener Zeit waren die englischen Juden 
schon seit fast einer ganzen Generation vollkom-
men emanzipiert. Der Grund, warum die formale 
Vollendung des Emanzipationsprozesses so lange 
Zeit in Anspruch nahm, mag darin zu suchen 
sein, daß die Nachteile, unter denen die englischen 
Juden zu leiden hatten, relativ gering waren. 
1858 war es ihnen nur noch untersagt, einen Sitz 
im Parlament einzunehmen — eine Einschrän-
kung, die vielen gleichgültig war. Ein trockener 
Vergleich von Daten kann natürlich zu Irrtümern 
führen, und es besteht dann die Gefahr, daß die

Gemeinsame geschichtliche Erfahrungen
In Amerika wurde die Entwicklung vermutlich 

dadurch beschleunigt, daß die gehobene Gesell-
schaftsschicht klein und neu war. In England 
dürfte die große Masse neu ankommender armer 
Juden aus Mitteleuropa sie verzögert haben, doch 
bietet sich im großen und ganzen das gleiche 
Bild. Die Juden lebten in denselben Straßen oder 
in Landhäusern in denselben Landstrichen wie 
ihre christlichen Mitbürger, und sie hatten den 
gleichen Lebensstil. Sie zogen sich nach der glei-
chen Mode an, sie aßen weitgehend die gleichen 
Speisen (obgleich die eine oder andere vielleicht 
nach jüdischem Ritus zubereitet war und weh-
mütige Erinnerungen an den Kontinent wach-
rief). Ihre Haushalte ähnelten sich. Sie gingen 
ins gleiche Schauspielhaus, sie zerstreuten sich 
bei den gleichen sportlichen Spielen, sie lasen 
weitgehend die gleichen Bücher, sie schimpften 
zusammen über die Regierung, sie ließen die 
königliche Familie hochleben oder verjagten sie, 
sie verloren ihr Geld bei den gleichen Glücks-

ganze Argumentation in Spitzfindigkeiten endet. 
Es ist ein Irrtum, die englischen Juden bis 1858 
für rechtlos, wie die amerikanischen Juden bis 
1877 für nicht emanzipiert zu halten. Ich weiß 
nicht genau, ob die Ausnutzung der politischen 
Rechte — abgesehen von ihrem Besitz — nicht in 
England schnellere Fortschritte machte als in den 
Vereinigten Staaten. Gewiß gab es in England 
eine Anzahl Juden in hohen Stellungen, lange 
bevor dies der Fall in den Vereinigten Staaten 
war.

Dieser Aufsatz beschäftigte sich zwangsläufig 
in der Hauptsache mit Einzelfragen. Dadurch 
wurde das allgemeine Bild und besonders seine 
positiven Seiten beeinträchtigt. Denn das Wich-
tigste an der sozialen Emanzipation der Juden in 
England und auch in Amerika in den vor-revo- 
lutionären Tagen war nicht die Überwindung 
dieser oder jener Benachteiligung oder der Be-
sitz dieser oder jenes Privilegs, sondern ihre all-
gemeine Stellung innerhalb der Gesellschaft. 
Nicht die einzelnen gesetzlichen Bestimmungen 
leiteten die neue Epoche jüdischer Geschichte zu 
beiden Seiten des atlantischen Ozeans ein, son-
dern die neue gesellschaftliche Stellung der 
Juden.

spielen, sie verbrachten die Sommer in den glei-
chen Badeorten, sie verkehrten miteinander auf 
gleichem Fuße.

Solomon da Costa Athias, der 1761 den 
Grundstock zur hebräischen Sammlung im Briti-
schen Museum legte, war ein ländlicher Philan- 
trop, der in der Gesellschaft der Umgebung sei-
nes Wohnsitzes in Essex eine gewisse Rolle 
spielte und dessen Stimme bei den Landbesitzern 
seiner Nachbarschaft viel Gewicht hatte. Die 
freundschaftlichen Beziehungen zwischen der 
anglo-amerikanischen Familie Franks in Isleworth 
bei London und ihren Nachbarn gaben während 
der Aufregung über das „Judengesetz" zu bos-
haften Kommentaren Anlaß. Horace Walpole, 
der Briefschreiber, verkehrte frei mit seinen jü-
dischen Nachbarn in Twickenham — besonders 
mit den Familien Franks und Salvador (die letz-
tere hatte auch amerikanische Verwandte) und 
mit dem Gartenliebhaber Abraham Prado, wie 
aus einem halben Dutzend Stellen seiner Korres-

pondenz hervorgeht. Judith Levy, „die Königin 
von Richmond Green", die noch als sehr alte 
Frau die Große Synagoge wieder aufbaute, war 
gegen Ende des Jahrhundert eine geachtete Per-
sönlichkeit der Gesellschaft. Sie spielte mit ihren 
aristokratischen Bekannten, unter denen sich die 
Gräfin von Yarmouth, Lady Holderneß und Lord 
Stormont befanden, Quadrille (Kartenspiel) um 
eine halbe Guinee. Der Tod von Moses Franks im 
Jahre 1789 betrübte seinen engen Freund und 
Nachbarn General Cowper sehr. Sampson Gideon 
und Joseph Salvador berieten die englische Re-
gierung in Finanzfragen.

Ein Jude beteiligte sich an der Verschwörung 
für den ältesten Sohn Jakobs II. und wurde in 
den Gordon-Aufständen hingerichtet. Einem hal-
ben Dutzend Personen jüdischer Abstammung 
wurde die begehrte Ehre zuteil, in die Royal 
Society (Vereinigung Gelehrter) gewählt zu 
werden, deren Schriftführer der eigensinnige 
Emanuel Mendes da Costa war. Solomon Mendes 
war ein enger Freund der Dichter Richard Savage 
und James Thomson (Autor des Buches „Die 
Jahreszeiten") und stand in freundschaftlichem 
Briefwechsel mit dem Verleger Robert Dodsley. 
Man könnte sicher mühelos weitere Beispiele 
familiärer Vertraulichkeiten in den niedrigeren 
— und auch niedrigsten — Kreisen der Gesell-
schaft finden. Die soziale Emanzipation bereitete 
den Boden für die politische Emanzipation (die 
dadurch andererseits an Dringlichkeit einbüßte). 
Die wahllos herausgegriffenen Beispiele genügen 
sicher als Beweis, daß es sich hier um kein auf 
die neue Welt beschränktes Phänomen handelte.

Im großen und ganzen stellte das amerika-
nische Judentum in der Periode seiner Bildung 
im 18. Jahrhundert nur einen Mikrokosmos — 
nicht bis in alle Einzelheiten zwar — des eng- 
liehen Judentums dar. Wir Juden der angel-
sächsischen Welt haben nicht nur durch ein ge-
meinsames Schicksal und die gleiche Sprache, 
sondern auch durch ähnliche geschichtliche Er-
fahrungen ein Gemeinschaftsgefühl erworben.

Anmerkung

Cecil Roth, geb. 1889 in London, Universitätsaus-
bildung in Oxford. Autor zahlreicher Veröffent-
lichungen über die jüdische Geschichte, Standart-
werk: Geschichte der Juden in England“ (1941)
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